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Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 

Kleine Anfrage 
des Abgeordneten Schneider (Berlin) und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Deutsch-deutsche Beziehungen und Völkerrechtsfrage 

Seit Honeckers Rede in Gera am 13. Oktober 1981, in der er die 
Anerkennung einer DDR-Staatsbürgerschaft durch die Bundes-
republik Deutschland und die Umwandlung der „Ständigen Ver-
tretungen" beider deutscher Staaten in reguläre Botschaften for-
derte, sind in der praktischen Politik deutsch-deutsche Beziehun-
gen im Vergleich zur Zeit davor keine wesentlichen Veränderun-
gen sichtbar geworden, die seitens der DDR eine stärkere Ver-
knüpfung völkerrechtlicher Statusfragen mit ihrem Verhältnis zur 
Bundesrepublik Deutschland belegen könnten. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Unter welchen Umständen, zu welchem Zeitpunkt und mit 
welchen Konsequenzen wurde in den deutsch-deutschen 
Beziehungen die politische Handhabung der von der Bundes-
republik Deutschland beanspruchten völkerrechtlichen Aner-
kennung der DDR durch den ostdeutschen Staat zu einem 
Hindernis für Vereinbarungen, Vertragsabschlüsse u. ä. zwi-
schen den beiden deutschen Staaten? 

2. Welche Überlegungen hindern die Bundesregierung, die Er-
fassungsstelle in Salzgitter aufzulösen? 

3. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die von einigen 
Gemeinden angestrebten Partnerschaften mit Städten in der 
DDR in Verhandlungen mit zuständigen Stellen der Regierung 
der DDR zu bewerkstelligen, und ist eine solche Initiative als 
Gegenstand deutsch-deutscher Verhandlungen vorgesehen? 

Bonn, den 15. Februar 1984 

Schneider (Berlin) 
Beck-Oberdorf, Schily, Kelly und Fraktion 




